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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des § 252 des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

In § 252 des Lastenausgleichsgesetzes vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) in der 
Fassung der dazu ergangenen Ergänzungsgesetze 
wird Absatz 2 durch folgende Absätze 2 bis 5 er- 
setzt: 

„(2) Der für Zeiträume nach dem 31. Dezember 
1962 entstehende Zinszuschlag (§ 251 Abs. 1) wird 
jährlich ausgezahlt. Das Nähere über die Durch- 
führung und den Zeitpunkt der Auszahlung wird 
durch Rechtsverordnung geregelt; hierbei kann 
auch eine halbjährliche Auszahlung vorgesehen 
werden. 

(3) Die Ansprüche auf Hauptentschädigung 
können auf Antrag statt durch Barzahlung durch 
die Eintragung von Schuldbuchforderungen gegen 
den Ausgleichsfonds oder durch die Aushändi- 
gung von Schuldverschreibungen des Ausgleichs- 
fonds erfüllt werden. Die Schuldbuchforderungen 
und die Schuldverschreibungen, für deren Aus- 
gabe sich der Ausgleichsfonds der Lastenaus- 
gleichsbank bedienen kann, sind mit jährlich 
4 vom Hundert bar zu verzinsen; die Zinsen 
unterliegen nicht den Steuern vom Einkommen 
und Ertrag. Durch Rechtsverordnung wird be- 
stimmt, in welcher Höhe und von welchem Zeit- 
punkt an für Grundbeträge der Hauptentschädi- 
gung Schuldbuchforderungen eingetragen und 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden. In 
der Rechtsverordnung wird das Nähere über die 
Ausgestaltung der Schuldbuchforderungen und 
Schuldverschreibungen geregelt; ferner kann 

1. die Eintragung von Schuldbuchforderun- 
gen und die Ausgabe von Schuldver- 


schreibungen von bestimmten Voraus- 
setzungen hinsichtlich der persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Erfüllungsberechtigten abhängig ge- 
macht werden, 

2. die Abtretung von Schuldbuchforderun- 
gen und die Veräußerung von Schuld- 
verschreibungen zeitweise, längstens 
jedoch bis zum 31. März 1979 beschränkt 
und für den Fall der Abtretung oder 
Veräußerung eine abweichende Aus- 
stattung und steuerliche Behandlung 
festgelegt werden, 

3. bestimmt werden, daß eine Löschung 
der Schuldbuchforderungen gegen Aus- 
händigung von Schuldverschreibungen 
nicht stattfindet. 

(4) Die Ansprüche auf Hauptentschädigung 
können ferner vom 1. April 1961 an auf Antrag 
statt durch Barzahlung durch Begründung von 
Spareinlagen erfüllt werden, die für begrenzte 
Zeiträume ganz oder teilweise festgelegt werden, 
jedoch bis zum 31. März 1979 freigegeben sein 
müssen. Soweit die Spareinlagen festgelegt sind, 
werden sie mit 4 vom Hundert bar verzinst; die 
Zinsen unterliegen nicht den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag. Zugunsten derjenigen Geld- 
institute, die Schuldner der festgelegten Sparein- 
lagen sind, entstehen mit deren Begründung 
Deckungsforderungen gegen den Ausgleichsfonds. 
Die Verbindlichkeiten der Geldinstitute aus den 
Spareinlagen bleiben, soweit ihnen Deckungs- 
forderungen gegenüberstehen, bei der Berech- 
nung der jeweils vorgeschriebenen Mindest- 
reserve außer Ansatz. Die Deckungsforderungen 
werden mit 4,5 vom Hundert verzinst. Durch 
Rechtsverordnung wird bestimmt, in welcher Höhe 
und von welchem Zeitpunkt ab derartige Spar- 
einlagen für Grundbeträge der Hauptentschädi- 
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gung begründet werden; dabei werden die Fest- 
legung, die Freigabe sowie das Nähere über die 
Ausgestaltung der Spareinlagen und Deckungs- 
forderungen geregelt. In der Rechtsverordnung 
kann ferner 

1. die Eintragung der Deckungsforderun- 
gen der Geldinstitute in ein Schuldbuch 
des Bundes vorgesehen werden, 

2. ein höherer Zinssatz für die Deckungs- 
forderungen festgesetzt oder zugelassen 
werden, soweit die Geldinstitute die 
festgelegten Spareinlagen aus eigenen 
Mitteln freigegeben und dadurch einen 
höheren Zinsaufwand zu tragen haben. 

(5) Ansprüche auf Hauptentschädigung kön- 
nen nach den Absätzen 3 und 4 bis zu einem Ge- 
samtbetrag von 4 Milliarden Deutsche Mark 
erfüllt werden; bei der Regelung durch die vor- 


behaltenen Rechtsverordnungen sind die jeweili- 
gen gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse zu be- 
rücksichtigen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 1. Dezember 1960 


Becker (Pirmasens) 
Dr. Czaja 
Horn 
Kraft 
Kuntscher 
Leukert 

Schütz (München) 
Stingl 

Dr. Krone und Fraktion 
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